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Antrag 

des Bundesministers für Wirtschaft 


Rechnungslegung über das Sondervermögen des Bundes „Ausgleichsfonds zur 
Sicherung des Steinkohleneinsatzes“ — Wirtschaftsjahr 1977 — 


I. 

Durch das Dritte Verstromungsgesetz vom 13. Dezem- 
ber 1974 (BGBl. I S. 3473), geändert durch die Ge- 
setze vom 29. März 1976 (BGBl. I S. 749) und vom 
19. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2750), ist ein unselb- 
ständiges Sondervermögen des Bundes mit dem Na- 
men „Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkoh- 
leneinsatzes" gebildet worden, das vom Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft verwaltet wird. 

Aus dem Ausgleichsfonds werden nach Maßgabe 
dieses Gesetzes Zuschüsse zur Förderung des Ein- 
satzes von Steinkohle in der Kraftwirtschaft gewährt 
und die Kosten der Verwaltung des Sonderver- 
mögens bestritten. Die Mittel des Ausgleichsfonds 
werden durch eine Ausgleichsabgabe aufgebracht. 
Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ist er- 
mächtigt, bis zur Höhe von 200 Millionen DM und 


mit' Wirkung vom 25. Dezember 1977 bis zur Höhe 
von 500 Millionen DM Kredite zur Aufrechterhaltung 
einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft (Kassen- 
verstärkungskredite) aufzunehmen. 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft hat für 
jedes Kalenderjahr einen Wirtschaftsplan aufzustel- 
len, der der Genehmigung des Bundesministeriums 
für Wirtschaft bedarf. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft hat dem Bundestag und dem Bundesrat im 
Laufe des nächsten Wirtschaftsjahres zur Entlastung 
gesondert Rechnung zu legen. 


II. 

Die Einnahmen und Ausgaben des Ausgleichsfonds 
haben sich im Wirtschaftsjahr 1977 wie folgt ent- 
wickelt: 


Titel 

U. 

Wirt- 

Zweckbestimmung 

Ist-Einnahmen 

Soll 

It. Wirtschaftsplan 

Gegenüber 

dem Rechnungssoll beträgt 
das Rechnungsist 

schafts- 

plan 


DM 

DM 

mehr 

DM 

weniger 

DM 


099 

Einnahmen 

Ausgleichsabgabe 

1 549 099 826,— 

1 500 000 000,— 

49 099 826,— 


119 

Vermischte Verwaltungs- 
einnahmen 

111 425,47 

_ 

111 425,47 


162 

Zinserträge 

10 430 795,23 

10 000 000,— 

430 795,23 

— 

325 

Schuldenaufnahme auf 
dem Kreditmarkt 



_ 



360 

Überschuß aus Vorjahren 

436 106 129,83 

436 106 000,— 

129,83 

— 


Gesamteinnahmen 

1 995 748 176,53 

1 946 106 000,— 

49 642 176,53 

— 
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Titel 

It. 

Wirt- 

schafts- 

plan 

Zweckbestimmung 

Ist-Ausgaben 

DM 

Soll 

It, Wirtschaftsplan 

DM 

Gege 
dem Rechnun 
das Rech 

mehr 

DM 

aüber 

gssoll beträgt 
nungsist 

weniger 

DM 

422 

Ausgaben 

Personalausgaben 

Bezüge der planmäßigen 
Beamten 

823 901,18 

900 000,— 


76 098,82 

425 

Vergütung der Angestell- 
ten 

1 807 260,26 

1 800 000,— 

7 260,26 •) — 

427 

Vergütung und Löhne für 
Aushilfskräfte, deren Ar- 
beitsverträge auf läng- 
stens 12 Monate befristet 
sind 

99 166,36 

120 000,— 


20 833,64 

459 

Vermischte Personalaus- 
gaben 

— 

— 

— 

— 

511 

Sächliche Verwaltungsaus- 
gaben 

Geschäftsbedarf 

23 281,19 

34 000,— 


10718,81 

512 

Bücher und Zeitschriften . 

4 367,96 

6 000,— 

— 

1 632,04 

513 

Post- und Fernmeldege- 
bühren 

47 793,80 

75 000,— 



27 206,20 

514 

Haltung von Dienstfahr- 
zeugen 

2 546,60 

4 000,— 



1 453,40 

515 

Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände . 

24 754,08 

18 000,— 

6 754,08**) — 

516 

Dienst- und Schutzklei- 
dung, persönliche Ausrü- 
stungsgegenstände 


1 000,— 


1 000,— 

517 

Bewirtschaftung der 
Grundstücke, Gebäude 
und Räume 

67 775,94 

76 000,— 


8 224,06 

518/1 

Mieten und Pachten für 
Grundstücke, Gebäude 
und Räume 

312 009,— 

313 000,— 


991,— 

518/2 

Mieten und Pachten für 
Maschinen und Geräte . . 



10 000,— 



10 000,— 

519 

Unterhaltung der Grund- 
stücke und baulichen An- 
lagen 


4 000,— 


4 000,— 

525 

Aus- und Fortbildung von 
Bediensteten 

250,— 

5 000,— 

— 

4 750,— 

526/1 

Gerichtskosten 

4 000,— 

10 000,— 

— 

6 000,— 


*) Mehrausgabe infolge tarifvertraglicher Änderung (gedeckt bei Tit. 422) 

•*) Mehrausgabe für zusätzliche Beschaffungen (gedeckt innerhalb der Sachausgaben) 


Gemäß § 2 Abs. 5 des Dritten Verstromungsgesetzes vom 13. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3473), geändert 
durch die Gesetze vom 29. März 1976 (BGBl. I S. 749) und vom 19. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2750), 
zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft — ZA 1 — 99 26 76 — vom 9. August 1978. 
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Titel 

It. 

Wirt- 

Zweckbestimmung 

Ist-Ausgaben 

Soll 

It. Wirtsclidflspian 

Gegenüber 

dem Rechnungssoll beträgt 
das Rechnungsist 

Schafts- 

plan 


DM 

DM 

mehr 

DM 

weniger 

DM 

526/2 

Kosten für Sachverstän- 
dige 

144 961,05 

320 000,— 


175 038,95 

526/3 

Kosten für Mitglieder von 
Fachbeiräten und ähnli- 
chen Ausschüssen 

2 012,50 

5 000,— 


2 987,50 

527/1 

Reisekostenvergütung für 
Inlandsdienstreisen 

13 456,05 

20 000,— 



6 543,95 

527/2 

Reisekostenvergütung für 
Auslandsdienstreisen .... 

48,70 

2 000,— 



1 951,30 

527/3 

Reisekosten für Aus- und 
Fortbildung von Bedien- 
steten 

317,60 

1 000,— 


682,40 

539 

Vermischte Verwaltungs- 
ausgaben einschließlich 
Gemeinkostenzuschlag 
und Kontoführungsge- 
bühren 

415 951,98 

408 000,— 

7 951,98*) — 

683/1 

Zuschüsse an Kraftwerks- 
unternehmen nach dem 
Dritten Verstromungsge- 
setz 

1 Die Ausgaben sind gegen- 
i seitig deckungsfähig, 

Zuschüsse nach § 3 Abs. 1 
Inbetriebnahme 

1. Juli 1966 bis 30. Juni 
! 1971 

228 555 178,53 

413 000 000,— 


184 444 821,47 

683/2 

Zuschüsse nach § 3 Abs. 2 

Inbetriebnahme 

vor dem 1. Juli 1966 .... 

349 255 176,76 

232 000 000,— 

117 255 176,76 


683/3 

Zuschüsse nach § 3 Abs. 3 
Satz 1 Inbetriebnahme 

18. Dezember 1974 bis 

31. Dezember 1983 
— Mehrkostenausgleich — 

23 870 791,06 

24 000 000,— 


129 208,94 

683/4 

Zuschüsse nach § 3 Abs. 3 
Satz 3 

Inbetriebnahme 

18. Dezember 1974 bis 

31. Dezember 1983 
— ■ Investitionszuschüsse — 

211 800 000,— 

212 000 000,— 


200 000,— 

683/5 

Zuschüsse nach § 3 a 
— Mehrkostenausgleich in 
besonderen Fällen 

403 902 052,40 

568 000 000,— 


164 097 947,60 

683/6 

Zuschüsse zu Stromtrans- 
portkosten nach § 3 Abs. 4 
— 3. VerstromG 

42 477 548,75 

62 000 000,— 

— 

19 522 451,25 


*) Mehr für Gemeinkostenabführungen an den Bundeshaushalt (gedeckt innerhalb der Sachausgaben) 
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Titel 

It. 

Wirt- 

schafts- 

plan 

Zweckbestimmung 

Ist-Ausgaben 

DM 

Soll 

It. Wirtschaftsplan 

DM 

Gege] 
dem Rech nun 
das Rech 

mehr 

DM 

lüber 

gssoll beträgt 
nungsist 

weniger 

DM 

683/7 

Zuschüsse zu Stromtrans- 
portkosten nach § 1 Abs. 4 
Satz 2 — 2. VerstromG. . 





683/8 

Zuschüsse nach § 12 Abs. 2 
— Minderpreisverträge . . 

338 978 286,96 

268 000 000,— 

70 978 286,96 

— 

812 

Ausgaben für Investitio- 
nen 

Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände 
sowie Maschinen 






Gesamtausgaben 

1 602 632 888,71 

1 783 132 000,— 

188 255 430,04 

368 754 541,33 


Zweckbestimmung 

Ist-Einnahmen 

Ist- Ausgaben 

Soll 

It. Wirtschaftsplan 

Gegenüber 

dem Rechnungssoll beträgt 
das Rechnungsist 

DM 

DM 

mehr 

DM 

weniger 

DM 

Abschluß 





Gesamteinnahmen 

1 995 748 176,53 

1 946 106 000,— 

49 642 176,53 

— 

Personalausgaben 

2 730 327,80 

2 820 000,— 

— 

89 672,20 

Sächliche Verwaltungsausgaben . . 

1 063 526,45 

1 312 000,— 

— 

248 473,55 

Zuschüsse ! 

1 598 839 034,46 

1 779 000 000,— 

— 

180 160 965,54 

Ausgaben für Investitionen 

i 

— 

— 

— 

Gesamtausgaben 

1 602 632 888,71 ^ 

1 783 132 000,— 

— 

180 499 111,29 


IIL 

Der Anstieg der Einnahmen (+ 288,3 Millionen DM) 
und Ausgaben (+ 428,9 Millionen DM) gegenüber 
dem Vorjahr hielt weiter an. 

1. Bei den Einnahmen aus der Ausgleichsabgabe hat 
sich neben dem leicht angestiegenen Stromver- 
brauch und Strompreiserhöhungen besonders be- 
merkbar gemacht, daß erstmals für 1977 das Vor- 
auszahlungsverfahren mit einer angenommenen 
generellen Steigerung der Bemessungsgrundlage 
von 6,8 V. H. angewandt wurde und über das 
ganze Jahr der höhere Abgabesatz von 4,5 v. H. 
zugrunde lag. In der Vergleichszahl für 1976 
waren noch Ausgleichsabgaben für die Monate 
Dezember 1975 bis März 1976 mit 3,24 v. H. ent- 
halten. 


2. Die Personal-Mehrausgaben in Höhe von rd, 
500 000 DM waren für die tariflich vereinbarten 
und gesetzlichen Gehaltserhöhungen (ca. 100 000 
DM) und zur Erweiterung des Personalbestandes 
zur Durchführung des Gesetzes zur Änderung 
des Dritten Verstromungsgesetzes vom 29. März 
1976 (BGBl. I S. 749) erforderlich (u. a. § 3 a). 

3. Als Folge der höheren Personalausgaben stieg 
bei den sächlichen Verwaltungsausgaben (Ge- 
samtzunahme 123 000 DM) der Gemeinkostenzu- 
schlag um 72 000 DM. Um weitere 43 000 DM 
nahmen die Honorarzahlungen aus dem Sach- 
verständigen-Titel zu, die vorwiegend für For- 
derungen aus dem Gutachten über ein neues 
Berechnungsverfahren nach dem 2. Verstromungs- 
gesetz fällig waren. 


4 























Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/2043 


4. Die Zuschußzahlungen haben gegenüber dem 
Vorjahr wieder deutlich zugenommen (rd. 428 
Millionen DM). Am stärksten stiegen die Zu- 
schüsse zum Mehrkösteiidusgieich Steinkohle 
gegenüber öl an (rd. 190 Millionen DM). Dies 
beruhte primär auf Kostenerhöhungen ; mitbe- 
stimmend war der erstmals volle Steinkohlen- 
einsatz in zwei Ende 1976 in Betrieb genomme- 
nen Kraftwerken. Eine ähnliche Entwicklung 
zeigten die Investitionskostenzuschüsse, die 
durch fällige Zuschußraten zum Neubau von vier 
Kraftwerkseinheiten um rd. 169 Millionen DM 
Zunahmen. Ein starker Zuwachs ergab sich auch 
bei den Zuschüssen zur Ablösung von Minder- 
preisgeschäften (rd. 77 Millionen DM), der darauf 
zurückzuführen ist, daß aus Verfahrensgründen 
verstärkt Anträge aus Vorjahren zur Bezuschus- 
sung führten. 

Nur leicht nahmen die Zuschüsse für den zusätz- 
lichen Einsatz von Steinkohle zur Verdrängung 
anderer Energieträger als öl, insbesondere Erd- 
gas, zu (rd. 14 Millionen DM), weil weiter zu er- 
wartende Zahlungen noch nicht abgewickelt wer- 


den konnten. Niedriger lagen die Zuschüsse zu 
Stromtransportkosten (rd. 22 Millionen DM). 

5. Dem Fondsgnthaben per 31. Dezember 1977 ste- 
hen Zuschußansprüche aus allen Förderungs- 
arten gegenüber, deren Endabrechnung 1977 nicht 
möglich war (Dezember-Abschläge, Jahresabrech- 
nungen, unvollständige Anträge u. a.). 

IV. 

Das Vermögen des Ausgleichsfonds hat sich im Wirt- 
schaftsjahr 1977 wie folgt entwickelt: 

— in Millionen DM — 

1. Stand des Ausgleichsfonds am 1. Januar 


1977 436,11 

2. Einnahmen 1 559,64 

3. Verfügbare Summe 1 995,75 

4. Ausgaben 1 602,63 

5. Stand des Ausgleichsfonds am 31. De- 
zember 1977 393,12 
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